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Beschluss des gemeinsamen Bundesausschusses der Europa-Union und  
der Jungen Europäischen Föderalisten vom 30.11.2019 

 
 

Resolution zur deutschen Ratspräsidentschaft 

 

Im zweiten Halbjahr 2020 übernimmt Deutschland turnusgemäß die Ratspräsidentschaft der 

Europäischen Union. Die Europa-Union Deutschland und die Jungen Europäischen 

Föderalisten Deutschland fordern die Bundesregierung auf, diese Gelegenheit zu nutzen, um 

für die Zukunft Europas entscheidende Themen voranzubringen. Leitgedanke soll dabei sein, 

die Einheit Europas zu wahren und zugleich die europäische Integration durch mutige 

Schritte und notfalls verschiedene Geschwindigkeiten der Integration voranzubringen. Hierzu 

gehören grundlegende Reformen in der Art der Zusammenarbeit der Europäischen 

Institutionen, die im Rahmen der Verträge möglich sind: 

- Transparenz der Gesetzgebung durch öffentliche Sitzungen der Räte, wenn sie 

gesetzgeberisch tätig werden, 

- Vor- und Nachbereitung aller Ratssitzungen in Brüssel in den entsprechenden 

Ausschüssen des Bundestages mit einer klaren Mandatierung der zuständigen 

Minister, 

- Unterstützung der Forderung der neu gewählten Präsidentin der Europäischen 

Kommission und des Europäischen Parlaments nach einer Beibehaltung bzw. 

Stärkung des Spitzenkandidatenprinzips durch eine Reform der EU-Verordnung 

1141/2014; Ziel dieser Reform muss insbesondere die Stärkung einer 

europäischen Parteiendemokratie mit echten transnationalen Parteien statt eines 

losen Zusammenschlusses nationaler Parteien sein. 

- Unterstützung der Initiative des Europäischen Parlaments zur Einführung eines 

einheitlichen europäischen Wahlrechts, das die verschiedenen nationalen 

Regelungen ersetzt, 

- Schrittweise Einführung von Mehrheitsentscheidungen in Fragen der Außen- und 

Sicherheitspolitik. 
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Die deutsche Ratspräsidentschaft sollte neben obigen Reformen, auch schon im Vorfeld der 

Ratspräsidentschaft, in folgenden Politikfeldern Schwerpunkte setzen: 

- Unterstützung der Initiative der neu gewählten Präsidentin der Europäischen 

Kommission für eine Konferenz zur Zukunft Europas, insbesondere unter 

verstärkter Einbindung der organisierten Zivilgesellschaft; die Europa-Union 

Deutschland und die Jungen Europäischen Föderalisten Deutschland stehen 

bereit, sich als Stimme der pro-europäischen Bürgergesellschaft aktiv in diesen 

Prozess einzubringen.  

- Aufstockung der nationalen Beiträge zum Mehrjährigen Finanzrahmen auf 

mindestens 1,3 % des BIP, einhergehend mit dessen Ausrichtung an 

gesamteuropäischen Prioritäten; d. h. eine Schwerpunktsetzung für Investitionen 

in Forschung und Entwicklung, Infrastruktur, Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

sowie in Bildung und die Angleichung der Lebensverhältnisse, 

- Bekämpfung von Fluchtursachen durch eine aktive Afrika- und Nahostpolitik 

sowie gemeinsames Handeln in der Entwicklungszusammenarbeit, 

- Nachhaltige Reform der europäischen Asyl- und Migrationspolitik inklusive der 

Regeln des Dublin-Systems, um Grenzkontrollen an europäischen Binnengrenzen 

dauerhaft zu vermeiden; dazu gehört auch die Wahrnehmung des Schutzes der 

EU-Außengrenzen als europäische Gemeinschaftsaufgabe, nicht zuletzt, um eine 

einheitliche Rechtsanwendung und effektiven Grenzschutz sicherzustellen. 

- Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion; hierzu gehören zeitgemäße 

Regelungen in der Digitalpolitik ebenso wie die Vollendung der Bankenunion 

sowie die Aufwertung der sozialen Säule als elementarer Teil einer sozialen 

Marktwirtschaft. 

- Stärkung der internationalen Rolle der Europäischen Union. 

Diese Themen sollten auch in die – wahrscheinlich während der deutschen EU-

Ratspräsidentschaft stattfindende – Konferenz zur Zukunft Europas eingebracht werden; 

hierbei sollten Vertragsänderungen nicht ausgeschlossen werden. 

 


